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PROJEKT-FACTSHEET

Seit 2010 unterstützt die DEZA zusammen 
mit dem Europarat ein Dezentralisierungspro-
gramm auf lokaler und regionaler Ebene in 
Albanien. Durch das Projekt «Strengthening 
Local Government Structures» wird unter an-
derem die Zusammenarbeit zwischen den Ge-
meinden ausgebaut, die Personalführung auf 
lokaler Ebene verbessert und der Einbezug der 
lokalen Regierungen in die nationalen Ent-
scheidungsprozesse gestärkt.

Seit den 1990er-Jahren ist Albanien auf dem Weg 
zu einem demokratischen und dezentralisierten 
Staat. 1995 ist Albanien dem Europarat beigetreten 
und hat sich infolge der Unterzeichnung der «eu-
ropäischen Charta der kommunalen Selbstverwal-
tung»  dazu verpflichtet, das Prinzip der kommuna-
len Selbstverwaltung zu übernehmen. Die Charta 
beinhaltet, dass grundlegende Zuständigkeiten der 
Gemeinden durch die Verfassung oder durch Gesetz 
festgelegt werden. Trotz rechtlicher Verankerung, 
sind die neuen Institutionen noch schwach, vor allem 
auf lokaler und regionaler Ebene. Die Zusammenar-
beit zwischen den Gemeinden ist wenig entwickelt.

STÄRKUNG DER INTERKOMMUNALEN 
ZUSAMMENARBEIT ALS HAUPTZIEL

Im Juni 2014 erhielt Albanien den EU-Beitrittskan-
didatenstatus. Im Einklang mit den Anforderungen 
an die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der 
EU, unterstützt die DEZA Albanien beim Übergang 
zu einem dezentralisierten, demokratischen Staat. 
Bis Ende 2015 sollen mit dem Projekt die folgenden 
Ziele erreicht werden:

1) Die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden 
wird gefördert und rechtlich geregelt. Die Personal-
führung in den Lokalverwaltungen soll effizienter 
und transparenter gestaltet werden. Die lokalen Per-
sonalverantwortlichen werden von speziell ausge-
bildeten Fachleuten im Bereich der Umsetzung des 
neuen «Gesetzes des öffentlichen Dienstes» («Civil 
Servant Law») geschult. Die kommunalen Dienstleis-
tungen sind folglich besser auf die Bedürfnisse der 
Bürgerinnen und Bürger ausgerichtet.

2) Ein Vernehmlassungsverfahren schaffen und da-
durch den Austausch zwischen lokalen Regierungen 
und zentralen Behörden fördern. Damit  sollen die 
Anliegen der lokalen Bevölkerung lokale Anliegen in 
den Entscheidungen auf nationaler Ebene berück-
sichtigt  werden. 

3) Die Führungsqualitäten von jungen Politikerinnen 
und Politikern, Verwaltungsangestellten und Bürgern 
stärken und darauf achten, dass die Prinzipien einer 
guten Regierungsführung eingehalten werden. 

4) Nachdem die Gebiets- und Verwaltungsreform 
(«Territorial and Administrative Reform») die Anzahl 
Gemeinden von 373 auf 61 reduziert hat, fördert das 
Projekt die Handlungsfähigkeit der neuen lokalen 
Regierungen. Durch den Ausbau der Reform werden 
die Dezentralisierungsprozesse in Albanien vorange-
trieben.

BESSERE REGIONALE UND LOKALE REGIERUNGSSTRUKTUREN FÜR AL-
BANIEN
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STARK AUSGEPRÄGTE 
BILDUNGSKOMPONENTE

Die DEZA unterstützt die Albanian Academy of Po-
litical Studies finanziell. Diese bildet insgesamt 120 
junge Politikerinnen und Politiker sowie Personen in 
Leitungspositionen aus. Neben den künftigen Politi-
kerinnen und Politiker erhalten auch Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister, die gewillt sind, die Perso-
nalführung weiterzuentwickeln, eine entsprechende 
Weiterbildung. Themen sind EU-Recht, politische 
Kommunikation, Konfliktlösungsstrategien und die 
Integration von Minderheiten im politischen Prozess. 
Im Rahmen des Projektes werden Fachleute ausgebil-
det. Diese Fachleute stehen den lokalen Regierungen 
bei Fragen rund um das neue «Gesetz des öffentli-
chen Dienstes» zur Seite.

Expertenteams beraten und betreuen das Ministeri-
um für lokale Angelegenheiten. Konkret bietet das 
Projekt der albanischen Regierung technische Un-
terstützung bei der Durchführung der Gebiets- und 
Verwaltungsreform an.

ERSTE RESULTATE VERZEICHNET 

Das rechtliche Rahmenwerk, welches die Zusam-
menarbeit zwischen den Gemeinden regelt, wurde 
gestärkt. Im Jahr 2013 wurden elf Fachleute für die 
Förderung interkommunaler Zusammenarbeit aus-
gebildet. Zudem wurde die Erarbeitung eines Stra-
tegiepapiers für die Regelung der interkommunalen 
Zusammenarbeit wesentlich vorangetrieben.  
Weiterbildungsangebote und Online Helpdesks ha-
ben die albanischen Gemeinden für die Wichtigkeit 
einer modernen Personalführung sensibilisiert. 2014 
waren alle lokalen Regierungen darüber informiert, 
dass es einen Helpdesk gibt. Ausserdem erhielten 
19 Repräsentantinnen und Repräsentanten der lo-
kalen Regierungen und 82 Gemeindemitarbeitende 
im Hinblick auf die Umsetzung des neuen «Gesetzes 
des öffentlichen Dienstes» eine Weiterbildung. Da-
durch wurde die Umsetzung des Gesetzes beschleu-
nigt.
Die Schaffung eines Vernehmlassungsverfahrens lo-
kaler Regierungen für nationale Entscheidungspro-
zesse schreitet weiter voran und sollte noch im Jahre 
2015 formell eingeführt werden.

WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN 

UND DOKUMENTE

Arbeit der DEZA in Albanien (de):

www.eda.admin.ch/deza/de/home/laender/albanien.html

DAS PROJEKT IN KÜRZE

NAME

«Strengthening Local Government Structures»

BEREICH 

DEZA – Ostzusammenarbeit 

THEMA

Demokratisierung, Dezentralisierung und Lokale Gou-

vernanz

LAND/REGION

Albanien

PARTNER

Europarat 

Ministerium für lokale Angelegenheiten (Ministry on 

Local Issues)

Albanian Academy of Political Studies

Gemeinden 

AUSGANGSLAGE

Kommunismus und Totalitarismus in der Vergangenheit 

Albaniens haben dazu geführt, dass eine demokratische 

Kultur mit dezentralisierten Regierungsstrukturen fehlt. 

Lokalen und regionalen Behörden mangelt es an Kom-

petenz und Transparenz und die Bevölkerung nimmt 

kaum an politischen Entscheidungen teil.

PROJEKTZIEL

Die lokalen demokratischen Strukturen werden 

gestärkt, um verantwortungsbewusste lokale Ver-

waltungen zu fördern, zu deren Dienstleistungen die 

Bevölkerung Zugang hat.

ZIELGRUPPE

Junge Politikerinnen und Politiker

Angestellte der öffentlichen Verwaltung

Personalverantwortliche

Bürgerinnen und Bürger

Unternehmen

Dorfgemeinschaften

PHASENDAUER

August 2012 – Dezember 2015

PHASENBUDGET

CHF 2‘040‘000

KONTAKT

Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit DEZA

Ostzusammenarbeit, Abteilung Westbalkan

Freiburgstrasse 130

3003 Bern

Telefon: +41 (0)58 462 22 12

E-Mail: deza-oza@eda.admin.ch
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